
      
      

      

      2Je häufiger sich politische Systeme, Medien oder Bürger in aller Welt auf die Demokratie berufen, desto mehr, so scheint es, schwindet ein klares Verständnis davon, was diese eigentlich sein soll. Wie Emanuel Richter in seinem originellen Buch zeigt, kann der »demokratische Symbolismus« eine grundlegende Funktionsbestimmung der Demokratie liefern, die auf einer allgemeinen, symbolischen Ebene als Handeln unter gleichrangigen Bürgern verstanden werden muss. Damit lassen sich erstens Kriterien und Bewertungen für alle politischen Vorgänge gewinnen, die beanspruchen, demokratisch zu sein. Zweitens lässt sich so die politische Teilhabe der Bürger als ein emanzipatorisches Projekt begreifen, das immer wieder aufs Neue die Herrschaft des Volkes zu verwirklichen sucht.

      Emanuel Richter ist Professor am Institut für Politische Wissenschaft der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen.
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      7Vorwort

      Das Ringen um die Herrschaft des Volkes und um ihre angemessene Verwirklichung begleitet in teilweise dramatisch verlaufenden Wellenbewegungen die gesamte politische Geschichte der Menschheit. Insbesondere in der Moderne hat sich der Anspruch auf Volksherrschaft in zumeist kämpferischer Form konkretisiert und damit dem Schlüsselbegriffs der Demokratie eine enorme politische Bedeutung verliehen. Bis auf weiteres besitzt die Demokratie den Stellenwert einer überaus prominenten, positiv besetzten Leitkategorie, an der sich mittlerweile nahezu alle politischen Systeme in der Welt orientieren. In der Gegenwart üben sich unzählige politische Regierungssysteme, Verfassungsordnungen, politische Organe und Akteure in der demonstrativen Selbstverpflichtung auf die Demokratie. Die Demokratie genießt als Bezugspunkt guten Regierens eine weit verbreitete, beeindruckend einhellige Anerkennung.

      Je mehr sich jedoch die Berufung auf die Demokratie zum politischen Standard verfestigt, umso schwieriger wird es, die darin enthaltenen Vorstellungen und Ideale identifizieren und begreifen zu können. Hinter einem glanzvoll aufgeladenen Begriff scheint sich inhaltliche Beliebigkeit auszubreiten. Im politischen Vokabular der Gegenwart hat die vielfache, vollmundige Berufung auf die Demokratie ihren festen Platz erlangt, während gleichzeitig immer seltener ein konturiertes Grundverständnis von Demokratie und von ihrer Bedeutung erkennbar ist. Der Leitbegriff der Demokratie verblasst zu einem hohlen Allgemeinplatz, in dem nur noch eine vage Vorstellung von Volksherrschaft mitschwingt und einige konventionelle Vorstellungen über die notwendigen Elemente der institutionellen Ausgestaltung von Demokratie enthalten sind. Ansonsten aber herrscht inhaltliche Freizügigkeit. Demokratie kann heutzutage alles Mögliche sein; alles Mögliche beansprucht, Demokratie zu sein.

      Angesichts dieser Ausgangslage scheint der Versuch angebracht, einen Schritt zurückzutreten, um hinter allen willkürlich erscheinenden demokratischen Idealen, Erscheinungsformen und Realisierungsstufen nach einer allgemeineren, damit aber zugleich grundlegenden Funktionsbestimmung der Demokratie zu suchen. 8Diese Suche führt zum »demokratischen Symbolismus«. Die Auseinandersetzung mit der verwirrenden Vielfalt der Demokratie wird auf die tiefer liegende Ebene einer symbolischen Funktionsbestimmung der Demokratie verlagert, aus der sich wiederum Maßstäbe für die Beurteilung aller Erscheinungsformen der Demokratie ableiten lassen. Der demokratische Symbolismus soll dazu dienen, übergeordnete Prüfungskriterien und kritische Bewertungsmaßstäbe für alle politischen Gegebenheiten und Vorgänge zu gewinnen, die beanspruchen, erfolgreich verwirklichte Demokratie zu sein. Damit deutet sich gleichzeitig an: Die Demokratie geht, entgegen allen konventionellen Vorstellungen, nicht vollständig in bestimmten Verfahrensabläufen, Institutionen oder Ordnungsmerkmalen auf. Sie muss stattdessen immer wieder aufs Neue als ein Streben danach verstanden werden, die politische Praxis aus demokratietheoretischer Perspektive zu beobachten und sie kontinuierlich an einem symbolischen Erfüllungsanspruch zu messen.

      Das Buch dient dem Zweck, diesen Symbolbezug der Demokratie zu entwickeln und seinen Ertrag zu veranschaulichen. Es nimmt auf ein ganzes Bündel an Überlegungen Bezug, die ich im Laufe meiner kontinuierlichen Auseinandersetzung mit Demokratiefragen, insbesondere mit den neueren Impulsen dazu aus dem frankophonen Raum, und mit der republikanischen Politiktheorie angestellt habe. Ursprünglich hatte die Darlegung einiger zentraler Argumente die Länge eines Fachaufsatzes, der zum Ziel hatte, ausgehend von einer Kritik des schillernden Analysemusters der »Postdemokratie« zunächst einmal sehr allgemein auf eine symbolische Dimension jeglicher Vorstellungen von Demokratie und jeglicher Erscheinungsformen der Demokratie aufmerksam zu machen.[1] Im Zuge der Diskussionen aber, die ich in Fachkreisen, mit Studierenden und auf öffentlichen Foren über das Thema und über meine Thesen geführt habe, weitete sich der ursprüngliche Text durch inhaltliche Vertiefungen und thematische Erweiterungen stetig aus, bis er schließlich die Länge eines Buchmanuskripts erreicht hatte. Auf dem Weg dahin haben mich einige Kolleginnen und Kollegen besonders intensiv mit inspirierenden Anregungen und Ratschlägen sowie mit sehr hilfreichen Einwänden und konstruktiver Kritik 9begleitet, indem sie sich der aufmerksamen Lektüre des wachsenden Textkonvoluts gewidmet haben und mich mit ausführlichen Kommentaren dazu versorgten. Nur auf diesem Weg konnte aus den teilweise unvollständigen, unausgereiften oder unpräzisen Gedanken ein Text entstehen, dem ich in aller Zuversicht schließlich zugetraut habe, mein thematisches Anliegen angemessen und nach besten Kräften zum Ausdruck zu bringen. Ich möchte daher an dieser Stelle denjenigen meinen tiefen Dank aussprechen, die mir durch ihre inspirierende Kritik dazu verholfen haben, diese Zuversicht zu erlangen. Für ihre intensive und teilweise sehr aufwendige Auseinandersetzung mit meinem Text danke ich besonders Nabila Abbas, Karsten Fischer, Annette Förster, Richard Gebhardt, Andreas Niederberger, Jan Rohwerder und Hans-Jörg Sigwart. Auch Philipp Hölzing vom Suhrkamp Verlag hat mir wertvolle Hinweise gegeben und damit einem höchst respektablen Verständnis von der Tätigkeit eines Lektors Ausdruck verliehen. Philip Röhr danke ich für seine unermüdliche Unterstützung bei der Beschaffung von Literatur und bei der Gestaltung des Manuskripts. Alle diese unverzichtbaren Anregungen schmälern natürlich nicht meine Verantwortung als Autor, allein für die Plausibilität der Argumente und Thesen dieses Buches einzustehen.

      
      

      Aachen, im September 2016, Emanuel Richter


      111. Einleitung

      131.1 Demokratie jenseits ihrer umstrittenen Verwirklichungen

      Die »Demokratie« ist in aller Munde. Das Attribut »demokratisch« gilt in den verschiedensten Kulturkreisen und Herrschaftssystemen, auf unterschiedlichsten Problemebenen und in allen möglichen Arenen kollektiven Handelns als weithin anerkanntes Qualitätssiegel. Die Demokratie liefert den Maßstab der Bürgernähe, der fairen Formen des Entscheidens und des guten Regierens. In diesem Verständnis ist sie allgegenwärtig. Die »Feier der Demokratie« avanciert zum täglichen Ritual unter den politischen Amtsträgern, in der Öffentlichkeit und in den Medien. Selbst die Entscheidungsverfahren im privaten Kreis der Familie werden nach demokratischen Grundsätzen gestaltet. Kaum ein politischer Akteur kann sich jedenfalls dem allgemeinen Erwartungsdruck entziehen, demokratische Ideale zumindest deklamatorisch gutzuheißen oder eine Demokratisierung wenigstens bekenntnishaft in Aussicht zu stellen. Die Allgegenwart des demokratischen Leitbildes, seine eindrückliche Präsenz und verbreitete Akzeptanz stilisieren die Demokratie zur beispiellosen epochalen Errungenschaft, deren Popularität schließlich von ihrer eigenen Selbstevidenz zehrt – ihre pure Verbreitung liefert schon eine hinreichende Rechtfertigung.[1] Es werden Verständnisse und Standards der Demokratie zugrunde gelegt, deren Angemessenheit und Geltungskraft scheinbar fraglos hingenommen werden. Gerade die Einhelligkeit ihrer Wertschätzung liefert freilich aus wissenschaftlicher Perspektive genügend Anlass, eine solche Erfolgsgeschichte der Demokratie äußerst skeptisch zu betrachten. Ausgangspunkt einer kritischen Nachfrage ist der Verdacht eines floskelhaften Gebrauchs und der Zweifel hinsichtlich einer einheitlichen, vor allem aber plausiblen Einschätzung des Gegenstands.

      Es liegt die Vermutung nahe, dass man leichtfertig das als demokratisch tituliert, was gerade den landläufigen Vorstellungen von Demokratie entspricht. Das ist vor allem ein nicht genauer definiertes Bündel an demokratischen Institutionen, Wertorientierun14gen und Verfahrensregeln. Auf der Basis dieser Strategie gilt dann zumindest jedes politische System als demokratisch, in dem freie Wahlen stattfinden, Parteienwettbewerb herrscht, Parlamente und Gewaltenteilung existieren, eine Verfassungsordnung besteht, die Möglichkeiten zu einer pluralistischen Öffentlichkeit gegeben sind und die Vermittlung des Mehrheitsprinzips mit dem Minderheitenschutz angestrebt wird. Die empirisch arbeitenden Sozialwissenschaften bedienen sich vielfach solcher kompakter Verständnisse des Gegenstands. Damit ist allerdings eine äußerst vage Merkmalsbeschreibung gewonnen, die das demokratische Anliegen nur aus der Perspektive der Funktionstüchtigkeit von Regierungssystemen bestimmt. So kommt eine konsensfähige Minimaldefinition der Demokratie zustande, die aus ihren beobachtbaren Erscheinungsformen herausdestilliert wird. Das führt zu der vorschnellen Schlussfolgerung, all jene politischen Strukturen und Verfahren für demokratisch zu halten, die von der Bevölkerung weithin akzeptiert werden, die eine entsprechende institutionelle Fassade hervorbringen und die erfolgreich kollektive Probleme lösen.

      Vor diesem Hintergrund lässt sich das verbreitete Wohlwollen gegenüber der »Demokratie« mit der Herabwürdigung dieser Kategorie zu einer abstrakten Begriffshülse erklären, die einen prägnanten Aussagewert verloren hat und nur noch als probate Etikettierung für den Legitimationsbedarf faktisch höchst unterschiedlicher Formen von politischer Herrschaft dient. In der Tat ist die Bandbreite an Erscheinungsformen der Demokratie in der Gegenwart in auffälliger Weise unüberschaubar geworden. Am Ende liefert die Demokratie eben auch noch die verbrämte Umschreibung für die öffentliche Akzeptanz von bürgerferner Elitenherrschaft oder gar autoritärer Führung. Sogar Diktaturen geben sich den Anschein, auf der »demokratischen« Zustimmung der Bürgerschaft zu ihren autoritären Herrschaftsformen zu beruhen; auch die Diktatoren der modernen Welt haben sich »in das Kleid der Demokratie gehüllt«.[2] Ist die Demokratie mithin ein bloßes Instrument zur Beschaffung von Loyalität und Fügsamkeit gegenüber nahezu beliebig gestaltbaren politischen Machtverhältnissen? Steht die Demokratie gar nicht für ein Ideal der Beteiligung großer Bevölkerungskreise an den politischen Entscheidungsprozessen, sondern bloß für ein ver15breitetes Einverständnis mit effektiver politischer Herrschaft, die gegebenenfalls auch in der Regulierungsvollmacht von Diktatoren bestehen kann? Ist die Hochschätzung der Demokratie vielleicht der paradox anmutende Indikator für ein verbreitetes öffentliches Desinteresse an bürgerschaftlicher Beteiligung schlechthin, indem sie nichts weiter signalisiert als rhetorische Manöver oder propagandistische Strategien zur Beruhigung der Herrschaftsunterworfenen und zur Verhinderung eines bürgerschaftlichen Engagements, das die Reibungslosigkeit politischer Entscheidungsabläufe stört? Die Demokratie droht jedenfalls einer idiosynkratischen Beliebigkeit anheimzufallen, sie scheint anfällig zu sein für willkürliche Strategien der semantischen Etikettierung, die nur zum Ziel haben, die öffentliche Akzeptanz und Legitimation von politischen Regimen jeglicher Couleur zu erhöhen. Es kommt der Verdacht auf, dass die Demokratie in marktwirtschaftlicher Manier zu einer »Marke« verkommt, deren gutes »Image« völlig von Inhalten abgelöst wird. Die Demokratie scheint ein weithin geschätztes Gut darzustellen, dessen Gebrauchswert sich allerdings gar nicht mehr klar bestimmen lässt – die Demokratie fällt als Gestaltungsprinzip einem gleichsam kapitalistischen »Warenfetischismus« anheim.[3] Die Allgegenwart der »Demokratie« könnte letztendlich nur ein Zeichen dafür sein, dass Bürgerinnen und Bürger, Politiker, Journalisten und Forscher einer Fehleinschätzung, Idealisierung oder schlicht der Ignoranz gegenüber jener politischen Praxis unterliegen, die sie leichtfertig und vorschnell mit dem Attribut »demokratisch« auszeichnen. Die unübersichtliche Vielfalt an Manifestationen und Beschwörungen der Demokratie lädt ein zu ideologischem Missbrauch, populistischer Aufladung oder gar totalitärer Vereinnahmung.

      Der floskelhafte Gebrauch des Leitbildes »Demokratie« führt zur lautstarken Proklamation von höchst unterschiedlichen Demokratieverständnissen, die sich heftig einander widersprechen – und mithin nicht allesamt den gleichen Grad von Triftigkeit aufweisen können. In der populären Demokratiekritik kommen die dabei entstehenden Unschärfen des Gegenstandsbereichs markant zum Ausdruck. In den letzten Jahren hat es eine intensive – ihrerseits kontroverse – Debatte über den aufrüttelnden Befund gegeben, zumindest in den westlichen Regierungssystemen seien wir bereits 16in ein »postdemokratisches« Zeitalter eingetreten. Dieses bewahre zwar noch die demokratischen »Formen« wie Wahlen, verabschiede ansonsten aber die Demokratie zugunsten von Elitenherrschaft, von politischem Entscheiden als einer schlichten Dienstleistung und von technokratischem Regieren zum Zwecke effizienter staatlicher Regulierung und öffentlicher Ordnung.[4] In dieser intuitiv vielleicht noch einsichtigen Kritik an westlichen Herrschaftsformen wird allerdings wiederum kein systematisch entwickeltes Verständnis der Demokratie erkennbar, dessen inhaltliche Auszehrung man zweifelsfrei dingfest machen könnte. Es bleibt unklar, auf welcher Bewertungsskala und auf welcher demokratischen Arithmetik die Feststellung eines »danach« beruht. Welches Erscheinungsbild der Demokratie geht der »Postdemokratie« voraus? Unter welchen Bedingungen konnte die Demokratie jemals als erfüllt angesehen werden? Im Analysemuster der Postdemokratie bleibt zudem die wichtige normative Frage offen, ob das Verschwinden der Demokratie ein Problem darstellt oder ob man die Demokratie schlicht als historische Episode zu klassifizieren hat, die man als neutraler Beobachter ruhigen Gewissens feststellen und hinnehmen kann. Der Befund eines »danach« verliert jedoch unverzüglich seine Plausibilität, wenn man das demokratische Leitbild, das zur Feststellung einer dramatischen, epochalen Zäsur ermuntert, nur ein wenig inhaltlich verändert: Dann befinden sich viele westliche politische Systeme vielleicht noch immer deutlich vor substanziellen demokratischen Erfüllungsstufen, oder der postdemokratische Befund wird umgekehrt zum eigentlichen Ausweis einer neuen demokratischen Qualität, deren Vorzüge noch gar nicht klar benannt werden können. Es kommen erkenntnis- und methodenkritische Zweifel auf, ob vielleicht gerade das, was als der Niedergang der Demokratie beschrieben wird, eine bestimmte Form ihrer Verwirklichung darstellt. Die Ebenen der Problembeschreibung, der normativen Bewertungsgrundlagen und der Lösungsvorschläge müssen ganz offenkundig sorgfältiger analysiert und aufeinander bezogen werden.

      Der Streit um das angemessene Demokratieverständnis, um die klassifizierende Zuordnung zu einem »Davor«, einem »Danach« oder gar einem »Mittendrin«, wird noch gesteigert durch Phäno17mene, die momentan in auffälliger Häufigkeit in unterschiedlichen Weltregionen und Gesellschaftstypen, aber auch in den westlichen Regierungssystemen zu beobachten sind: vermehrte Volkserhebungen im Namen der Demokratie, Bürgerproteste gegen politische Eliten und ihre Politik in ungekanntem Ausmaß, enorme Ausweitungen institutionalisierter lokaler Beteiligungsformen, ein anschwellender Gebrauch der direkten Demokratie. Es besteht offenbar eine »Krise der politischen Repräsentation«, die mit durchaus »demokratischen« Gegenbewegungen in Gestalt von bürgerschaftlichem Engagement, neuen Partizipationsformen, Protest und Widerstand einhergeht. Es gibt ein wachsendes Potenzial an öffentlichem Unmut gegenüber den politischen Repräsentanten und Repräsentationsformen, das bemerkenswerterweise im Deutschen den kraftvollen Begriff des »Wutbürgers« hervorgebracht hat, ein Ausdruck, der eine ungeahnte politische Emphase, Entschlossenheit und Empörung signalisiert. Wie aber lässt sich dieser aktuelle Trend im Rahmen der vielfach attestierten Erfolgsgeschichte der Demokratie oder erst recht umgekehrt in dem Interpretationshorizont einer postdemokratischen Krisendiagnose beschreiben und erklären? Verkörpert der »Wutbürger« die ultimative Realisierung der Demokratie? Oder sind die interventionsfreudigen »Wutbürger« die Totengräber der institutionellen Substanz von Demokratie und berauben sie damit einer ihrer tragenden Säulen?[5] Dem neuen Bürgerengagement wird jedenfalls vielfach eine Stärkung von »Partizipations- und Identifikationsmöglichkeiten, Förderung eines offenen und diskursiven Wettbewerbs, Stärkung der politischen Integration, Förderung des ›öffentlichen politischen Lernens‹ sowie das Aufbrechen von Parteikartellen, Elitenkonsensen und hegemonialen Sichtweisen« zugeschrieben.[6] Das klingt nach einem Demokratiegewinn. Hier scheint sich also der postdemokratische Trend an Prozessen einer Re-Demokratisierung zu brechen.

      Zusätzliche Verwirrung stiftet ein Blick über den Tellerrand »westlicher« Gesellschaften. Es gibt offenkundig eine »Ungleichzei18tigkeit« der Demokratie dergestalt, dass – entgegen dem vermeintlichen postdemokratischen Trend im Westen – in Schwellenländern konventionelle demokratische Verfahren wie Wahlen, Verfassungsbildung oder die Organisation der politischen Willensbildung durch Parteien als große Errungenschaften gefeiert werden. Während die demokratischen Institutionen im eurozentrischen Bild der Postdemokratie den tragischen Nimbus von inhaltlich ausgehöhlten Formen und Ritualen annehmen, erscheinen sie andernorts als enormer politischer Qualitätsgewinn und Impulsgeber erhöhter Bürgerpartizipation. Woran ist die demokratische Errungenschaft zu messen? Muss das Verständnis von Demokratie so variabel bleiben wie die regionalen Gegebenheiten, in denen es artikuliert wird? Verhindert die Koexistenz von prä- und postdemokratischen Konstellationen die Möglichkeit von allgemeinen Aussagen über das demokratisch angemessene Verhältnis von institutioneller Ordnung und Partizipation? Ist die »Ungleichzeitigkeit« der Demokratie als der Normalfall zu verbuchen oder bedeutet sie die Bankrotterklärung für ein verbindliches, den jeweiligen Kontexten enthobenes Verständnis der Demokratie?

      Wie kann es sein, dass sich normative Leitbilder der Demokratie in Hinblick auf die Ziele der Demokratie, auf die maßgeblichen Akteure, auf die Rolle von Partizipation, politischen Institutionen und Konstitutionalismus diametral voneinander unterscheiden? Sind die normativen Begründungen so schwach, dass sie in Beliebigkeit enden? Die Tendenz dazu scheint unverkennbar, denn die Unsicherheiten hinsichtlich der Demokratie spiegeln sich auch demokratietheoretisch wider. Bereits ein oberflächlicher Blick in die Varianten der Demokratietheorien zeigt, dass eine unüberschaubare Variabilität in Hinblick auf die Begründungsmuster zu herrschen scheint. Für die Repräsentanten einer »realistischen« oder »institutionellen« Demokratietheorie zählt das Leistungsvermögen von jenen politischen Systemen und Eliten, die unter dem Etikett der Demokratie ansehnliche Ergebnisse in Hinblick auf das politische Entscheiden erbringen, indem sie kraftvoll regulieren, eifrig Gesetze produzieren, die öffentliche Ordnung aufrechterhalten und hinlänglich für Wohlstand sorgen. Die demokratische Qualität wird an dem Verhältnis zwischen dem »output«, der regulativen Effizienz des Herrschaftssystems, und der Loyalität und Zufriedenheit der betroffenen Bürger bemessen. Für »Liberale« wiederum besteht 19die Demokratie vor allem aus der Gewährleistung einer Ordnung und eines Institutionengefüges, das die Freiheit des Individuums garantiert. Für »Republikaner« ist Demokratie im besten Fall Ausdruck der kooperativen Disposition des Menschen, zur Geltung gebracht in einer bürgerschaftlichen Gemeinschaftlichkeit. Kann es aber in der Demokratie gleichzeitig in »liberaler« Manier um den Schutz der Privatperson gegen den Staat sowie in »republikanischer« Manier um die Gestaltung der politischen Sphäre als Ausdruck einer grundlegenden Erfüllung menschlicher Koexistenz gehen? Bei den Vertretern deliberativer Demokratie schließlich gibt es diejenigen, die eine Erfüllung der Demokratie in der Konstruktion von politischen Verfahren zur Generierung konsensfähiger Entscheidungsbegründungen sehen. Andere deliberative Demokratietheorien markieren die erschöpfende Artikulation der Präferenzen aller potenziell Betroffenen als demokratische Ziellinie, ungeachtet der Folgen hinsichtlich der politischen Entscheidungsfähigkeit.[7] Weitere deliberative Varianten stellen die expressiven Elemente und die antagonistischen Positionen im Politischen in den Vordergrund, deren Artikulation Deliberation auch dienen kann, ohne von vornherein auf Konsensbildung und Entscheidungsfindung ausgerichtet sein zu müssen. Die Skizzierung disparater Demokratieverständnisse lässt sich fortsetzen: Für Postdemokraten ist Demokratie ein Restbestand an wirkmächtigen politischen Formen, die ihrer Substanz beraubt worden sind. Für »Radikaldemokraten«, eine von frankophonen Diskursen bestimmte Variante postmarxistischer Demokratietheorie, ist Demokratie eine bislang noch unausgeschöpfte Substanz, die freilich immer unterhalb der Ebene ihrer realpolitischen Erfüllung verharren wird.

      Kann es mithin auf der Basis von ganz unterschiedlichen Konzeptualisierungen des demokratischen Grundanliegens einander entgegengesetzte Modelle der Demokratie geben, deren Prämissen sich widersprechen? Geht damit nicht die Möglichkeit zu einer komparativen Bezugnahme der Demokratieverständnisse untereinander verloren? Und verschwindet so nicht auch gleichzeitig ein konturierter Gegenstandsbereich der »Demokratie« sowohl aus 20der politischen Praxis als auch aus dem Horizont seiner normativ überzeugenden Modellierbarkeit und Bewertungsfähigkeit? Es ist jedenfalls offenkundig, dass auch in den Demokratietheorien der Gegenwart ein nicht hinreichend durchdachter und problematisierter Bezug auf das Wechselverhältnis zwischen den beobachtbaren Erscheinungsformen und den wünschenswerten Erfüllungsstufen der Demokratie stattfindet. Es fehlt an einer triftigen Funktionsbestimmung der Demokratie, die deren Profil trennscharf von jenen Idealisierungen scheidet, die in alle möglichen realen Erscheinungsbilder der Demokratie und in ihre Modellierung einfließen. Das führt in einem Fall zu affirmativen Bestätigungen dessen, was man zu einem bestimmten Zeitpunkt an einem bestimmten Ort als Demokratie vorfindet; oder im umgekehrten Fall zum Beharren auf einem willkürlichen Demokratieverständnis, das der politischen Realität als Modellpräferenz einfach übergestülpt wird. Kurzum: Man kann nicht schlicht auf die Realität demokratischer Prozesse blicken und daraus ein verallgemeinerungsfähiges Demokratieverständnis ableiten, also eine rein empirisch angeleitete Modellierung vollziehen. Man kann aber auch nicht einfach neben die vielfältigen vorhandenen Modelle der Demokratie phantasievoll ein weiteres platzieren und damit den Weg einer abstrakten normativen Modellierung einschlagen, die sich nicht um die Problematik schert, dass die Demokratietheorie etwas mit der Praxis handelnder Menschen zu tun haben muss, wovon sie ein stimmiges Verständnis und eine triftige Erklärung zu entwickeln hat.

      Das Anforderungsprofil einer plausiblen Theorie der Demokratie im Wechselspiel zwischen Beobachtung, Klassifikation und normativer Bewertung lässt sich nur schwer klar bestimmen. Die distanzierte Betrachtung und die Selbstevidenz der Erscheinungsformen fließen undurchschaubar ineinander und führen zu dem berechtigten Verdacht, man habe es mit einem arbiträren »Metanarrativ« der Demokratie zu tun: Alle reden von ihr, ohne sich darum zu scheren, welche tieferen Bedeutungen der Begriff tragen könnte und mit welchem analytischen Anspruch und normativen Instrumentarium sich eine Demokratietheorie diesem schillernden Gegenstandsbereich zu nähern hat. Am Ende geht es allenfalls noch darum, sich mit der allgegenwärtigen »Erzählung« von der Demokratie über die Undurchschaubarkeit der politischen Sphäre hinwegzutrösten und wenigstens einen begrifflichen Bezugspunkt 21zu retten, der einen Restbestand an wechselseitigem Einverständnis und Kommunizierbarkeit bewahrt – unter den Akteuren wie unter den wissenschaftlichen Beobachtern.[8] Die Verständigungsfähigkeit über die Semantik und über die Frage, was Demokratie ist und sein soll, scheint jedenfalls massiv beeinträchtigt zu sein. In dieser Konstellation sind analytische Orientierungspunkte gefragt, die vor einer konzeptionellen Beliebigkeit und vor willkürlichen politischen Instrumentalisierungen der Demokratie schützen.

      An diesem Punkt der Suche nach einer Bewältigung forschungsstrategischer und praktischer Verwirrung setzt dieses Buch an. Es wird darum gehen, einen übergeordneten Punkt der Betrachtung zu finden, von dem aus sich das unübersichtliche Feld an demokratischen Vorstellungen, Idealen und Erscheinungsformen in den Blick nehmen und systematisieren lässt. Das Buch möchte der Herausforderung gerecht werden, dem unpräzisen Gebrauch des Begriffes ein gut begründetes Verständnis entgegenzuhalten, das jenseits der unendlich vielfältigen Manifestationen der Demokratie angesiedelt ist. Es bietet sich der Versuch an, die Demokratie nicht mit einer bestimmten Herrschaftsform zu identifizieren, sondern mit den Funktionsmechanismen, nach denen die Bürgerschaft in den politischen Raum eintritt und in den jeweiligen Herrschaftsformen präsent werden kann. Die Demokratie wird als ein Bewegungsmuster unter politisch handelnden Menschen verstanden, das ihrem Handeln in der öffentlichen Sphäre die Gestalt einer Interaktion unter gleichrangigen Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht. Das verleiht dem Verständnis von Demokratie eine allgemeine Bedeutung jenseits der ganz unterschiedlichen Konkretisierungsstufen. Zur Aufgabe der Demokratietheorie wird es, eine kritische Beobachterperspektive gegenüber den Manifestationen von Demokratie einzunehmen und auf dieser Basis die Spannungen zwischen den allgemeinen Funktionsweisen der Demokratie und ihrer realen Gestalt zu thematisieren. Das soll wiederum dazu verhelfen, aus der Kritik heraus überzeugende Funktionsbestimmungen der Demokratie erkennbar werden zu lassen, unangemessene Verständnisse von Demokratie aufzudecken und Alternativen anzudeuten. Diese systematische Auseinandersetzung mit der Demokratie führt zu einer Theorie der Demokratie, die besonderes Gewicht auf die 22Auseinandersetzung mit den allgemeinsten Handlungsgrundlagen der Demokratie legt, die in allen Manifestationen der Demokratie vorausgesetzt werden und entsprechend zum Ausdruck kommen sollten. Es findet also eine enge Verzahnung zwischen der Praxis und der Theorie der Demokratie statt: Der ausufernde Facettenreichtum dessen, was als ideale oder verwirklichte Demokratie gilt, wird als Anstoß dafür genommen, dieser drohenden Beliebigkeit eine theoretisch konsistente, allgemeine Funktionsbestimmung der Demokratie entgegenzuhalten, die als Bewertungsmaßstab für die Plausibilität praktisch wirksamer Demokratievorstellungen dienen kann und damit eine demokratische Praxiskritik speist.

      Dieses Buch zielt auf ein Demokratieverständnis »zweiter Ordnung«. Die Demokratie »erster Ordnung« umfasst die vorhandenen Erscheinungsformen der Demokratie in der Praxis wie auch in der Modelltheorie. Die Demokratie »zweiter Ordnung« besteht aus ihrer allgemeinen Funktionsbestimmung. Um zu dieser Betrachtung aus zweiter Ordnung gelangen zu können, muss eine Ebene gefunden werden, von der aus eine kritische Beobachtung und Taxierung von vorhandenen Demokratieverständnissen möglich wird. Das führt zum Rekurs auf den Symbolgehalt der Demokratie. Der Symbolismus markiert in diesem Zusammenhang zunächst einmal die zumeist unbewussten Sinngrundlagen und Bedeutungszuschreibungen im realen politischen Handeln. Alle menschlichen Interaktionen und ihre Wahrnehmungen werden von symbolischen Mustern und Verständnissen des Handelns gesteuert. Das trifft auch für die Demokratie zu. Ihre symbolische Dimension verweist auf die Verständnisse von interaktivem Handeln, die in dessen Ausübung angelegt sind. Die praktizierte Demokratie folgt symbolischen Funktionsbestimmungen kooperativen Handelns, die aus der Perspektive einer wissenschaftlichen Beobachtung ermittelt werden können. Der Symbolismus liefert also das Mittel, um die kontextspezifischen, konkreten Demokratieverständnisse auf die in ihnen angelegten Vorstellungen der Funktionserfüllung kooperativen Handelns hin prüfen zu können. Diese symbolisch wirksam werdenden Vorstellungen können ihrerseits wiederum eine große Variabilität aufweisen und selbst schon von partikularistischen und strategischen Zielorientierungen durchdrungen sein, wie zum Beispiel dem Anliegen, mittels der Demokratie majoritären Interessenlagen Ausdruck zu verleihen oder elitär gestufte 23Herrschaftsverhältnisse zu legitimieren. Um solche, nicht für alle Handelnden gleichermaßen geltungsfähigen symbolischen Funktionsbestimmungen der Demokratie von »allgemeinen«, für alle geltenden Funktionsbestimmungen scheiden zu können, muss der Bezug auf den Symbolismus in der Demokratie deshalb bis zu dem Punkt symbolischer Sinngrundlagen vorstoßen, der eine für alle Menschen verallgemeinerungsfähige Funktionsbestimmung demokratischen Handelns beschreibt.

      Es geht im Folgenden also nicht um die Darstellung aller beliebigen symbolischen Gehalte der Demokratie, die zu einem unendlichen Panoptikum symbolischer Dimensionen führen würde. Es geht vielmehr um die Ermittlung der allgemeinsten symbolischen Funktionsbestimmung der Demokratie, die mit diesem politischen Handlungsprinzip verbunden werden kann. Das führt zum Rekurs auf die menschliche Intersubjektivität, die als Grundlage jeglicher Begegnungsform unter Menschen angesehen werden kann und folgerichtig auch im Raum der politischen Kooperation zur Geltung gelangen sollte – eben in der Gestalt einer symbolischen Basis für jegliche Verständnisse und Realisierungsformen der Demokratie. Menschliche Existenz lässt sich nur aus einer Gegenseitigkeit heraus begreifen, die auch ihren politischen Ausdruck zu finden hat. Er gelangt symbolisch zur Geltung in einem intersubjektiv unterschiedslosen, mithin gleichrangigen Anspruch aller auf ihre Präsenz in der öffentlichen Sphäre – realisiert durch Demokratie. Die allgemeinste symbolische Funktionsbestimmung der Demokratie ist die Gewährleistung von gleichrangiger Präsenz in der politischen Sphäre.

      Eine Demokratietheorie, die diesen allgemeinsten symbolischen Bezugspunkt der Demokratie zum Maßstab der Beurteilung von allen möglichen Verständnissen und Manifestationen der Demokratie erhebt, kann als demokratischer Symbolismus bezeichnet werden. Der Symbolismus in seiner grundlegendsten Ausprägung ermöglicht eine kritische Beobachtung, Klassifikation und normative Bewertung aller demokratischen Erscheinungsformen. Er verhilft zu einer analytischen Demokratietheorie im umfassendsten Sinn des Wortes. Damit ist zunächst die Distanz zu einer empirischen Demokratietheorie markiert, weil das methodologische Vorhaben nicht in dem Anspruch der vermeintlich objektiven Beobachtung und Beschreibung der unterschiedlichen Realisierungsformen von 24Demokratie endet. Die Symbolsuche führt aber auch nicht unmittelbar zu einer normativen Demokratietheorie, weil nicht auf die Proklamation eines Ideals hingearbeitet wird, das unversehens als ordnungspolitische Handlungsanweisung zu dienen vermag. Der Ausweis des Analytischen liegt vielmehr darin, mit Hilfe des Symbolbezugs hinter den Erscheinungsformen der Demokratie eine interne Funktionslogik zu ermitteln und in ihrer Symbolwirkung zu klassifizieren. Auf dieser Basis lässt sich ein triftiges Kriterium für die Plausibilitätsprüfung aller Erscheinungsformen der Demokratie gewinnen. Jegliche Vergegenständlichungen der Demokratie können damit systematisch beobachtet und bewertet werden. Die Erscheinungsformen der Demokratie werden als interpretationsbedürftige Handlungskonstellationen begriffen, deren Plausibilität man nur aus der Konfrontation von symbolischen Grundfunktionen mit beobachtbaren Manifestationen erfassen kann. An die Stelle einer starren »Metaphysik der Demokratie«, die auf eine Annäherung der Praxis an ein Idealbild der Demokratie hinarbeitet, tritt ein Bewegungsablauf, der in der Suche nach Sinngrundlagen, in der Beobachtung, Klassifikation und Bewertung von demokratischer Praxis besteht.

      Es wird also eine breite Ebene der Interpretation und Deutung von Grundlagen, Auffassungen und Wirkungsweisen der Demokratie betreten, die auf das Erfordernis verweist, dass in all dem, was das Etikett »Demokratie« beansprucht, nach symbolischen Sinngrundlagen zu suchen ist und dass diese Suche gewissermaßen in das Verständnis und auch in die Praxis der Demokratie selbst zu integrieren ist. Insofern stellt der demokratische Symbolismus ein hermeneutisches Unternehmen dar. Über die in der Demokratie enthaltene Symbolik wird ein »Verstehen« dessen eingeleitet, was hinter den Erscheinungsformen der Demokratie an Verständnissen des interaktiven Handelns erkennbar wird. Diese Verständnisse werden in Hinblick auf die allgemeinste symbolische Funktionsbestimmung der Demokratie taxiert, womit ein »Sinn« der Demokratie zum Maßstab ihres authentischen Wirkens avanciert. Indem nun diese Sinnsuche an die demokratischen Manifestationen zurückgespielt wird, kommt ein »Erklären« der Erscheinungsformen von Demokratie in Gang, das nicht nur der Klassifikation von Demokratievorstellungen dient, sondern auch normative Maßstäbe für eine Kritik demokratischer Praxis an die Hand gibt. Die Demo25kratietheorie wird zu einer Suchbewegung nach dem Symbolischen in der Demokratie. Sie wird gleichzeitig zum Mittel, in allen Erscheinungsformen der Demokratie den Stellenwert der allgemeinsten symbolischen Grundlagen der Demokratie, die Gewährleistung gleichrangiger Intersubjektivität, zu bestimmen. Eine solcherart hermeneutisch angereicherte Demokratietheorie führt durch die Suche nach einem Sinn der Demokratie erkenntniskritische Impulse, durch den Symbolverweis analytische Impulse und durch die daraus folgende Praxiskritik normative Impulse zusammen. Erst so kann ein plausibles Verständnis davon wiedererweckt werden, worüber man überhaupt redet und nachdenkt, wenn man sich auf die Demokratie beruft, welche Art von Idealen vorherrschen, wie man ihre Plausibilität ermitteln kann und welche Kritik der demokratischen Praxis gerechtfertigt erscheint.

      Damit ist der Anschluss an die Ausgangsüberlegung wieder hergestellt: In Zeiten, in denen die Bestimmung der Demokratie der Beliebigkeit anheimzufallen droht, ist eine Revision der Standards einer Demokratiebewertung angesagt. Angesichts der Antagonismen zwischen manifesten Erschöpfungserscheinungen der Demokratie und enthusiastisch der Demokratie verbundenen Protestwellen an der bürgerschaftlichen Basis, angesichts der Gleichzeitigkeit von postdemokratischen Abgesängen auf die Demokratie und scheinbar in einer Konstellation der »Prädemokratie« angesiedelten, partizipativen Aufladungen der politischen Praxis, angesichts von Inkongruenzen zwischen dem öffentlich zugestandenen Leistungsvermögen der Demokratie und ihrer gleichzeitigen grundsätzlichen Infragestellung dient der Rekurs auf den demokratischen Symbolismus dem Anliegen, Maßstäbe der demokratietheoretischen Beurteilung zu gewinnen. Die Demokratie benötigt eine theoretisch reflektierte Reformulierung ihrer Grundbestimmung, die gegen empirische Kurzsichtigkeit, normative Praxisblindheit oder den Defätismus einer eilfertigen Eliminierung der demokratischen Frage gleichermaßen gefeit ist.

      Wie geht man dabei vor? Einen der Wege, sich auf die Suche nach einem symbolischen Bezugspunkt der Demokratie zu begeben, stellt die gesellschafts- und erkenntniskritische Demokratiegeschichte dar. Die Auseinandersetzung mit ihr markiert den ersten Schritt der Symbolsuche. Michel Foucaults historisch angelegte Kritik der Vorstellungen von politischer Souveränität und 26sein gesellschaftskritisches Verständnis von »Gouvernementalität« sowie Pierre Rosanvallons mittlerweile auch in Deutschland rezipierte historische Untersuchungen zur »Demokratie« stehen paradigmatisch dafür. Foucault zeigt, wie die modernen Bürger ein Verständnis von Selbstdisziplinierung, Fremdbeherrschung und Staatsvertrauen inkorporiert haben, das sie von der Wahrnehmung ihrer demokratischen Potenziale abhält. Rosanvallon hegt anhand seines kritischen Blicks auf die Demokratiegeschichte den Verdacht, dass es eine geschönte Erfolgsgeschichte der Demokratie gebe.[9] Die Befunde dieser kritischen Demokratiegeschichten und die methodischen Schlussfolgerungen daraus, die zu einer Beobachtung der Demokratie von übergeordneter Warte aus anleiten, will ich zunächst darlegen (Kapitel 2). Danach widme ich mich der Frage, wie man zu einem symbolischen Verständnis der Demokratie gelangen kann, das zu den Möglichkeiten einer Kritik ihrer Manifestationen hinführt. Ich setze mich zunächst mit der allgemeinen Symboltheorie auseinander. Sie soll darüber aufklären, welchen Gewinn die wechselseitige Referenz von einem symbolischen »Allgemeinen« zu einem repräsentierten »Besonderen« verspricht. In diesem Zusammenhang bleibt zu verdeutlichen, dass mein Unterfangen nicht zu einer »epistemischen«, im Rekurs auf Wahrheit und Rationalität angesiedelten Rechtfertigung der Demokratie hinführt. Danach setze ich mich mit den allgemeinsten symbolischen Grundlagen der Demokratie auseinander, indem ich auf die Beziehung zwischen »Intersubjektivität« und Demokratie verweise und daraus den gewichtigsten symbolischen Bezugspunkt allen demokratischen Handelns ableite – die gleichrangige Interaktion (Kapitel 3). Das folgende Kapitel klärt dann über die analytischen Funktionen des demokratischen Symbolismus auf. Es geht um sein Potenzial, jegliche Konzeption oder Manifestation von Demokratie kritisch beobachten und taxieren zu können. Das gelingt auf der Basis eines hermeneutischen Verfahrens, das den Prozess des »Verstehens«, »Erklärens« und »Bewertens« von demokratischen Erscheinungsformen in Gang setzt und gleichzeitig durchschaubar macht, wie eine Beobachtung »zweiter Ordnung« der Demokratie, also die Generierung von wissenschaftlichen Aussagen und Urtei27len über jegliche Manifestationen von Demokratie, vollzogen werden kann. Aus dem Rekurs auf den demokratischen Symbolismus resultiert ein Politikverständnis, das als praktische Richtschnur die symbolische Selbstregierung des Volkes reklamiert und damit die symbolische Ebene der gleichrangigen Präsenz von Bürgerinnen und Bürgern in der öffentlichen Sphäre zum Bezugspunkt jeglicher politischer Herrschaftsverhältnisse erhebt (Kapitel 4). Schließlich bleibt der Gewinn, der sich aus einem demokratischen Symbolismus ergibt, in Hinblick auf praktische politische Fragen zu veranschaulichen. Er führt im ersten Schritt zur Auseinandersetzung mit den Möglichkeiten und Tücken einer »Gleichheitspolitik«: Aus einer intersubjektiven »Gleichrangigkeit« ergibt sich nicht unversehens eine eindimensionale egalitäre »Gleichheitspolitik«, sondern ein vielschichtig angelegter Umgang mit dem Verhältnis zwischen Ungleichheit und Gleichheit in der politischen Sphäre. Der zweite Schritt gilt einer kritischen Würdigung des Bürgerengagements, vor allem in seiner Form des Zweifels und Protests. Zweifel und Protest sind Formen des Widerstands gegen jene politischen Strukturen und Ordnungen, die das demokratische Anliegen ein für alle Mal zu vergegenständlichen versuchen. Entsprechenden realen Manifestationen von bürgerschaftlicher Einmischung und Protest kann es unter bestimmten Bedingungen tatsächlich gelingen, in ihrer politischen Haltung einen egalitär ausgerichteten, auf die intersubjektive Gleichrangigkeit rekurrierenden Symbolismus der Demokratie zur Geltung zu bringen (Kapitel 5). Zusammenfassend bleibt dann das methodologische und handlungspraktische Potenzial einer symbolisch reformulierten Demokratietheorie noch einmal hervorzuheben. Dabei versuche ich zu verdeutlichen, dass sich der Erkenntnisgewinn des Symbolbezugs einerseits in Kategorien einer analytischen Demokratietheorie ausweisen lässt, die den Zusammenhang zwischen dem symbolischen Allgemeinen der Demokratie und ihrer Vielfalt an besonderen Ausprägungen als ständig zu rekonstruierende Spannung begreift und veranschaulicht. Es deutet sich andererseits auch ein praktisch-politischer, »emanzipatorischer« Ertrag an. Der kontinuierliche Symbolverweis bringt zwar nicht die Perspektive eines konkret ausgewiesenen demokratischen Fortschritts ein, aber immerhin die politisch wirksam zu machende Einsicht, dass im Sinne des demokratischen Symbolismus unablässig für die gleichrangige Präsenz aller Bürgerinnen und Bürger 28in der öffentlichen Sphäre gekämpft werden kann und gekämpft werden muss (Kapitel 6).

      Der demokratische Symbolismus ist also keine bloße akademische Fingerübung, aber auch keine griffige Handlungsanleitung zur Entfaltung einer symbolisch angemessenen politischen Organisationsform im Namen der Demokratie. Er zielt in erster Linie auf den hoffentlich analytisch wie praktisch einsichtigen Versuch, ein hermeneutisch anspruchsvolles Verständnis der Demokratie zu entwickeln, das kritisch und konstruktiv der verwirrenden Vielfalt ihrer Konzeptualisierungen und praktischen Erscheinungsformen entgegengehalten werden kann. Das lässt sich zumindest als Anregung dazu verstehen, im Rekurs auf den demokratischen Symbolismus die politische Sphäre immer wieder neu als einen Raum zu konfigurieren, in dem die Bürgerschaft als alleiniger Bezugspunkt jeglicher Herrschaft und als zentraler Akteur sichtbar ist.


      292. Der Weg zum Symbolismus: 
kritische Politik- und Demokratiegeschichte

      312.1 Michel Foucaults »Gouvernementalität«

      Der erste Schritt im Rahmen der Darlegung eines »demokratischen Symbolismus« besteht darin, das Erfordernis einer Beobachterperspektive gegenüber den Erscheinungsformen der Demokratie zu begründen und diese zu skizzieren. Nur so lässt sich jenseits willkürlicher Verständnisse, Ideale und Realisierungsstufen von Demokratie eine grundlegende Funktionsbestimmung vornehmen, die wiederum Beurteilungsmaßstäbe für die Manifestationen der Demokratie bereitstellt. Den Ausgangspunkt für dieses Vorhaben bildet das Aufzeigen von Möglichkeiten, wie man zu einer kritischen Position gegenüber den Erscheinungsformen der Demokratie vorstoßen kann. Dazu gibt es in der Demokratietheorie, Demokratiegeschichte und Gesellschaftstheorie zahlreiche Ansätze. Ich wähle im Folgenden zwei aus, die besonders anschaulich die ideologischen sowie praktischen Instrumentalisierungen der Demokratie aufzeigen und dabei die Maßstäbe für eine Praxiskritik kenntlich werden lassen. Die erste Referenz gilt Michel Foucault, insbesondere seiner Kategorie der »Gouvernementalität«. Die zweite ist Pierre Rosanvallon und seinen demokratiegeschichtlichen Befunden gewidmet. Beiden gelingt es, aus der Perspektive einer kritischen Gesellschafts-, Politik- und Demokratiegeschichte die Klärungsbedürftigkeit dessen deutlich zu machen, was unter »Demokratie« verstanden werden kann. Daraus leiten sie den Versuch einer differenzierten Betrachtung ab, die sorgfältig zwischen den Erscheinungsformen der Demokratie und ihren dahinter zum Vorschein kommenden symbolischen Funktionen unterscheidet. Ihre ideologiekritischen Analysen bilden eine Kontrastfolie, vor deren Hintergrund einseitige Verständnisse, aber auch allgemeinere Funktionen der Demokratie erkennbar werden.

      Im ersten der beiden Kapitel rekapituliere ich die entsprechenden Argumentationslinien anhand der Kritik politischer Machtverhältnisse, die Foucault in seinem umfangreichen und facettenreichen Werk an verschiedenen Stellen formuliert hat. Für ihn steht die Kritik an instrumentalisierten Individuen im Mittelpunkt, die sich als politische Akteure – gewissermaßen entgegen ihrer eigenen Wahrnehmung – nicht etwa dem demokratischen Anliegen 32verschrieben haben, sondern eine Form der Selbstdisziplinierung betreiben, die letztendlich Demokratie verhindert. Auf der Basis ihrer unbewussten Anpassungsleistung an systemische Zwänge funktionieren sie als Bestandteile und Träger einer auf Sicherheit und Beherrschung gerichteten politischen Ordnung, die nur dem Anschein nach auf demokratischer Legitimation beruht. Der zentrale Begriff, den Foucault für diese Zusammenhänge einführt, ist die Wortschöpfung Gouvernementalität: ein Hinweis auf den von den Individuen verinnerlichten Modus des »Regierens« und auf die mentale Akzeptanz von Machtverhältnissen, die alle realen politischen Interaktionen durchdringen und von einem Rollenverständnis wegführen, das selbstbestimmte demokratische Akteure hervorbringt.

      Die Darlegung des Schlüsselbegriffs der Gouvernementalität und der darin enthaltenen subtilen Herrschaftskritik geschieht in drei Stufen. Zunächst zeige ich anhand einer Zusammenfassung von Foucaults historischem Resümee, wie und warum in der Entwicklung der europäischen Gesellschaften die »Souveränität« nicht zu individueller Selbstbestimmung führt, sondern sich ein Verständnis von Souveränität als staatliche Verfügungsgewalt durchsetzt (a). Danach rückt der Begriff Gouvernementalität in den Mittelpunkt, als Verweis auf die Selbstdisziplinierung von Subjekten in Verbindung mit autoritativen politischen Herrschaftsverhältnissen (b). Schließlich ziehe ich daraus die Schlussfolgerungen für ein kritisches Demokratieverständnis, die allerdings Foucault selbst nur rudimentär ausformuliert hat (c).

      a) Wenn es in der Demokratie um die öffentliche Präsenz von Individuen geht, die größtmögliche Freiheiten genießen, um sich als Teilhaber und Mitgestalter des politischen Geschehens einzubringen, dann muss dort eine Verwirklichung von Souveränität im Sinne eines Freiseins von Fremdbestimmung und einer gemeinschaftlichen Einflussnahme auf die Herrschaftsgestaltung angesiedelt sein, die sich mit einer entsprechenden politischen Praxis der Inklusion und Partizipation verbindet. Im häufig reklamierten Begriff der »Volkssouveränität« steckt nach Foucaults Einschätzung eigentlich genau diese Vorstellung. Er zeigt freilich auf, dass sich in der historischen Entwicklung westlicher Gesellschaftsformationen diese Auffassung nicht durchgesetzt hat. Es greifen stattdessen Suggestionen von individueller und kollektiver Selbstbestimmung, 33die nicht nur praktisch eine Entfaltung von Volkssouveränität verhindern, sondern auch die Einsicht in deren authentische Funktionalität. Auf der Basis von Foucaults Gesellschaftskritik lassen sich so die Instrumentalisierungen freilegen, denen die Souveränität im politischen Raum unterliegt.
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